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Deutscher Bundestag 
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233. Sitzung 

Berlin, Donnerstag, den 10. Juni 2021 
 

 

 

Anlage 21: 

Zu Protokoll gegebene Reden zur Beratung 

- des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs und des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche in Umsetzung der EU-Richt-
linie zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften der Union 
und zur Aufhebung der Verordnung zur Übertragung der Zuständigkeit für die Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 auf das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

- des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Stärkung des Verbraucher-
schutzes im Wettbewerbs- und Gewerberecht 

sowie 

- der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz zu dem 
Antrag der Abgeordneten Dr. Lothar Maier, Stephan Brandner, Jens Maier, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD: Co-Regulierung als ergänzendes Instrument des Wettbewerbsrechts und des 
Verbraucherschutzes 
 

- der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz zu dem 
Antrag der Abgeordneten Tabea Rößner, Luise Amtsberg, Canan Bayram, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜND- NIS 90/DIE GRÜNEN: Umsetzung der europäischen Modernisierungsrichtlinie – 
Lücken im Verbraucherschutz schließen 

(Tagesordnungspunkt 33 a und b sowie Zusatz punkte 21 und 22) 
 

Petra Pau (DIE LINKE): Wir verabschieden 
heute zwei Gesetze, die den Verbraucherschutz in 
Deutschland stärken sollen. Es ist wieder einmal die 
Europäische Union, die einen besseren Schutz der 
Verbraucherinnen und Verbraucher von den Nati-
onalstaaten fordert. Der europäische Gesetzgeber 
gibt vor, dass Verbraucherinnen und Verbraucher ei-
nen Anspruch auf Ersatz ihres Schadens haben, 
wenn sie durch unlautere Methoden von Unterneh-
men abgezockt werden. Wenn zum Beispiel Schlüs-
seldienste die Notsituationen von Menschen vor 
verschlossenen Türen ausnutzen und auf fast krimi-
nelle Weise das Dreifache des marktüblichen Preises 
von ihnen verlangen, bevor sie sie wieder in ihre 
Wohnung lassen. Dieser Schadensersatzanspruch 
wegen Verstoßes gegen das Verbot unlauteren 
Wettbewerbs ist lange überfällig. Es ist für uns nicht 
nachvollziehbar, warum die Koalition weitere Hin-
dernisse eingebaut hat, indem der Anspruch schon 
nach einem Jahr verjährt, statt, wie sonst üblich, 
nach drei Jahren. 

Gleichwohl stellt sich die Frage, wie der normale 
Bürger/die normale Bürgerin das in ihrer Not ge-
zahlte Geld wieder zurückbekommt. Das Verbot der 
Sofortzahlung hilft nicht weiter, wenn der Schlüs-
seldienst oder der Rohrreiniger schon über alle 
Berge ist. Bei unseriösen Firmen ist dies eher an der 
Tagesordnung. Was ist mit Menschen, die an der 
Haustür durch Drückerkolonnen gezielt zum Kauf 
überteuerter Weine überredet wurden oder einer 
überteuerten Reise bei einer „Kaffeefahrt“ zuge-
stimmt haben? Die Linke will, dass man auch in 
Haustürgeschäfte einwilligen muss und für solche 
Geschäfte die Widerspruchsfrist von 14 auf 30 Tage 
verlängert wird. Die EU-Richtlinie ermöglicht das. 
Aber die Koalition greift diesen minimalen Schutz 
für besonders verletzliche Verbrauchergruppen 
nicht auf. 

Für einen überzeugenden Verbraucherschutz 
braucht es aus Sicht der Linken mehr als einen indi-
viduellen Schadensersatzanspruch. Wir sprechen 
uns dafür aus, dass die Gewerbeordnung geschärft 
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wird, damit die Gewerbeaufsicht gegen solche 
Unternehmer vorgehen kann, die systematisch ge-
setzlich geschützte Verbraucherinteressen missach-
ten. Erheblichen Schaden verursachen immer wieder 
Unternehmen, deren Geschäftsmodell auf eine „Ab-
zocke“ von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
ausgerichtet ist. Unterlassungsklagen durch Ver-
braucherbände können in diesen Fällen nicht wirk-
lich weiterhelfen, da solche Unternehmer oft ihr Ge-
schäftsmodell minimal ändern und dann weiter-
machen; die erstrittenen Unterlassungstitel laufen 
faktisch weitgehend ins Leere. Abhilfe könnten hier 
Gewerbeuntersagungsverfügungen leisten. Leider 
schreiten die zuständigen Gewerbebehörden nicht 
ein, weil sie – wie in der Anhörung im Bundestag 
deutlich wurde – die Belange des wirtschaftlichen 
Verbraucherschutzes aus ihrem Aufgabengebiet 
ausblenden und die unteren Gewerbebehörden zu-
dem strukturelle Probleme haben; sie sind hinsicht-
lich der häufig sehr komplexen rechtlichen Fragen, 
die auch eines Verständnisses des Verbraucher- und 
Lauterkeitsrechts bedürfen, nur unzureichend geeig-
net. Auch dürften Gewerbesteuereinnahmen und an-
dere lokale Faktoren zu einer gewissen „Beißhem-
mung“, wie ein Sachverständiger in der Anhörung 
formulierte, seitens der örtlichen Behörden führen. 

Um Verbesserungen zu erzielen, müsste der Begriff 
„Unzuverlässigkeit“ in § 35 der Gewerbeordnung 
definiert werden. Diese könnte „bei einer systemati-
schen Missachtung der gesetzlich geschützten Ver-
braucherinteressen“ vorliegen. Verbraucherbände 
müssten außerdem ein Recht haben, die Behörden 
zum Eingreifen gegen unzuverlässige Unternehme-
rinnen oder Unternehmer aufzufordern, wenn sie im 
Rahmen ihrer Beratung oder Marktbeobachtung 
systematische Verletzungen feststellen. 

Die Probleme bei der Rechtsdurchsetzung zeigen 
auch, wie wichtig eine Weiterentwicklung des Bundes-
amtes für Justiz zu einer echten Bundes-Verbraucher-
schutzbehörde ist, wie es Die Linke seit Jahren for-
dert. Diese Behörde könnte mithilfe von Allgemein-
verfügungen die Verwendung festgestellter rechts-
widriger Vertragsklauseln oder bestimmte unlautere 
Handlungsweisen allgemein untersagen. Damit 
könnte das Problem beseitigt werden, dass die Ver-
braucherverbände gegen jedes Unternehmen, das 
eine rechtswidrige Klausel wort- und/oder inhalts-
gleich verwendet, einzeln klagen müssen. Das redu-
ziert Aufwand, Kosten und Zeit bei der Justiz wie 
auch bei den Verbänden und hätte unmittelbar posi-
tive Wirkung auf die Einhaltung der Verbraucher-
rechtsvorschriften. Diese Allgemeinverfügungen 
könnten mit einer Folgenbeseitigungsanordnung ver-
bunden werden. Dadurch würde man erreichen, dass 
bereits rechtswidrig vereinnahmte Kundengelder – 
beispielsweise aufgrund von Preiserhöhungsklau-
seln in den AGB, wie sie etwa im Banken-, Tele-
kommunikations- und Luftverkehrssektor vorkom-
men, automatisch durch das Unternehmen an die 
betroffenen Verbraucherinnen und Verbraucher 
zurückgezahlt werden müssten. 

Das Gesetz sieht nunmehr hohe Bußgelder gegen 
Unternehmen vor, die EU-weit systematisch Ver-
braucherinteressen verletzen. Leider hatte die Koa-
lition nicht den Mumm, diese Bußgeldmöglichkeit 
auf Verletzungen auszuweiten, durch die zwar 
ebenso systematisch eine große Anzahl von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern geschädigt wer-
den, die aber innerstaatlich sind, also auf den deut-
schen Markt beschränkt bleiben. 

Alles in allem sind die Regelungen enttäuschend. 


